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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. Februar 1958 

6 — 65304 — 5081/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl) vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbi. I S. 728) 
die 


Sechzehnte Verordnung über Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl (Überleitung in den Deutschen 
Zolltarif 1958) 


am 18. Januar 1958 erlassen. Die Verordnung ist am 27. Januar 
1958 im Bundesgesetzblatt I S. 66 verkündet worden und mit 
Wirkung vom 1. Januar 1958 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezeichneten 
Gesetzes in der Fassung des Zolltarifgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbi. I S. 1395) einen auf der Ermächtigung dieses 
Gesetzes beruhenden Verordnungsentwurf nebst Begründung 
mit der Bitte um verfahrensmäßige Behandlung nach § 49 
Abs. 2 des Zollgesetzes in der Fassung des Fünften Zollände- 
rungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbi. I S. 1671). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf einer Sechzehnten Verordnung über Zolltarif ände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Überleitung in den 
Deutschen Zolltarif 1958) 

Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 728) in der Fassung des Zolltarif- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1395) 
verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1958 (Bundesgesetzbl. 1957 I 
S. 1395) wird wie folgt geändert: 


Warenbezeichnung 


1. Die Vorschrift 1 Buchstabe s zu Kapitel 73 (Eisen 
und Stahl) erhält folgende Fassung: 

s) Weißband und Weißblech (Tarifnrn. 73.12 und 73.13): 
Weißband und Weißblech sind Bandstahl und Blech 
aus Stahl mit einer Überzugsschicht aus Zinn mit 
einem Gehalt an Zinn von 97 Gewichtshundertteilen 
oder mehr, ohne Rücksicht darauf, ob sie verniert 
oder nicht verniert sind 


Zollsatz 
°/o des Wertes 
für Waren aus 
dem freien Verkehr 
der (EG) 


Zollsatz 
°/o des Wertes 
für andere Waren 


tarif- 

mäßig 

i 


zeit- tarif- 

weilig mäßig 

2 3 


zeit- 

weilig 

4 


2 . 


3. 


Die Vorschrift 8 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) 
erhält folgende Fassung: 

8. Zollkontingente der Tarifnr. 73.15. 

a) Der ermäßigte Zollsatz von 4 % des Wertes für 
Waren aus legiertem Stahl mit einem Gehalt an 
Kohlenstoff von 0,90 bis 1,15 Gewichtshundertteilen, 
an Chrom von 0,50 bis 2 Gewichtshundertteilen, 
auch mit einem Gehalt an Molybdän von 0,50 Ge- 
wichtshundertteiien oder weniger (Wälzlagerstahl) 
der Tarifnr. 73.15 Abs. B - 1 - b - 1 - a und b, Abs. B - 
1 - b - 2 - a und b, Abs. B - 4 - b - 1 (zweiter Unter- 
absatz), 2 (zweiter Unterabsatz) und 3 (zweiter Unter- 
absatz) und Abs. B-5-a (dritter Unterabsatz) im 
Rahmen des Zollkontingents gilt für eine Gesamt- 
menge von 4000 t je Halbjahr. 

b) Die ermäßigten Zollsätze von 8% und 10% des 
Wertes für Waren im Rahmen des Zollkontingents 
gelten jährlich für eine Menge in Höhe von 
115 v. H. der im Kalenderjahr 1955 aus dem Liefer- 
land eingeführten Mengen. Nicht ausgenutzte Men- 
gen können auf die Zollkontingente späterer Jahre 
nicht übertragen werden. 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister 
der Finanzen zu bestimmenden Zollstellen zulässig. 

In der Tarifnr. 73.08 (Warmbreitband usw.) ist im 
Absatz A-l (von weniger als 1,5 m) in der dritten 
Zollsatzspalte der Zollsatz „3“ zu ersetzen durch 
„frei". 
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Zollsatz i 





°/o des Wertes 

Zollsatz 

Lfd, 

Nr. 

Warenbezeichnung 

für Waren aus 
dem freien Verkehr 
der (EG) 

% des Wertes 
für andere Waren 



tarif- 

zeit- 

tarif- 

zeit- 



mäßig 

weilig 

mä»ig 

1 weilig 



l 

2 

3 

4 


4. 


In der Tarifnr. 73.13 (Bleche usw.) ist im Absatz A-l 
(Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsverlust 
usw.) in der dritten Zollsatzspalte „frei" zu ersetzen 
durch den Zollsatz „ 22 “. 


5 


In der Tarifnr. 73.15 (Qualitätskohlenstoffstahl und 
legierte Stähle usw.) sind folgende Änderungen vor- 
zunehmen: 


a) Der Absatz A-4-d (Stabstahl usw anderer) 

erhält folgende Fassung: 

A-4 - d - plattiert oder mit Oberflächenbearbei- 
tung (z. B. poliert, überzogen): 

1 - nur plattiert: 


a - warmgewalzt oder warm strang- 
gepreßt (EG) 

frei 

— 

18 

10 

mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von 0,60 bis 1,6 Gewichts- 
hundertteilen 




6 

b - kalt hergestellt oder kalt fertig- 
gestellt 

18 

10 

18 

10 

andere: 

a - warm gewalzt, warm strang- 
gepreßt oder geschmiedet 

15 

9 . 

15 

9 

mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von 0,60 bis 1,6 Gewichts- 
hundertteilen 


4 


4 

b - kalt hergestellt oder kalt fertig- 
gestellt 

15 

6 

15 

6 


b) in den Absätzen B-l-b-l-a, B-l-b-l-b, B-l-b-2-a 
und B-l-b-2-b 

ist jeweils folgender Unterabsatz anzufügen: 

aus Wälzlagerstahl, im Rahmen 
des Zollkontingents 

c) in den Absätzen B-4-b-l, B-4-b-2 und B-4-b-3 
ist jeweils als zweiter Unterabsatz ein- bzw. an- 
zufügen: 

aus Wälzlagerstahl, im Rahmen 
des Zollkontingents 


4 


4 


d) der Absatz B-4-d (Stabstahl usw anderer) 

erhält folgende Fassung: 

B - 4 - d - plattiert oder mit Oberflächenbearbei 
tung (z. B. poliert, überzogen): 

1 - nur plattiert: 


a - warmgewalzt oder warm sträng 
gepreßt (EG) 

frei 


18 

aus sogen. „Baustahl" oder au? 
legiertem Sonderstahl 




b - kalt hergestellt oder kalt fertig- 
gestellt 

18 

10 

18 


10 

6 

10 


3 
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Zollsatz 
% des Wertes 
für Waren aus 

Zollsatz 
°/o des Wertes 

Nr. 

Lfd 

Warenbezeichnung 

dem freien Verkehr 
der (EG) 

für andere Waren 



tarif- 

zeit- 

tarii- 1 

zeit- 



mäßig i 

weilig 

mäßig | 

weilig 



1 

2 

3 i 

4 


2 - andere: 


a - warm gewalzt, warm strang- 
gepreßt oder geschmiedet 

15 

C) 

>•> 

aus sogen. „Baustahl" oder aus 
legiertem Sonderstahl 


4 

_ 

b - kalt hergestellt oder kalt fertig- 
gestellt 

15 

6 

15 

In dem Absatz B-5-a ist als dritter Unterabsatz 
einzufügen: 

aus Wälzlagerstahl, im Rahmen 
des Zollkontingents ; 





f) In dem Absatz B-6-a-l (Elektrobleche mit einem 
Ummagnetisierungsverlust usw.) ist in der drit- 
ten Zollsatzspalte „frei" zu ersetzen durch den 
Zollsatz „22" ; folgende Anmerkung ist anzu- 
fügen: 

Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 Abs. B-6-a-l 
Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungs- 
verlust von 0,75 Watt oder weniger je kg, un- 
abhängig von ihrer Dicke im Rahmen eines 
Zollkontingents bis zu einer Gesamtmenge von 

5000 t je Halbjahr 

Die Abfertigung Nt nur bei den vom Bundes- 
minister der Finanzen zu bestimmenden Zoll- 
stellen zulässig. 


9 

4 

H 


4 


frei 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4 . Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) und § 4 des Zoll- 
tarifgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1395) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sechzehnte 
Verordnung über Zolltarifänderungen zur Durchfüh- 
rung des Gemeinsamen Marktes der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Überleitung in 
den Deutschen Zolltarif 1958) vom 27. Januar 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 66) außer Kraft. 
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Begründung 


I. 

Überleitung bestehender Zolltarifbestimmungen 

(Zu § 1 Nr. 1, 2, 3, 5 Buchstaben a bis e) 

1 . In dem „Abkommen über das Zolltarifschema für die 
Einreihung der Waren in die Zolltarife" vom 15. De- 
zember 1950 (BGBl. 1952 II S. 1) hat sich die Bundes- 
republik Deutschland verpflichtet, ihrem Zolltarif 
das Brüsseler Zolltarifschema zugrunde zu legen. 
Der Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft geht davon aus, daß mit 
dem Gemeinsamen Außenzolltarif auch der Deut- 
sche Zolltarif auf dem Brüsseler Zolltarifschema 
1955 aufbaut. Um diesen internationalen Verpflich- 
tungen zu entsprechen, hat die Bundesrepublik 
Deutschland ihren Zolltarif von 1951 nach dem 
Stand vom 1. Dezember 1956 auf das Brüsseler Zoll- 
tarifschema 1955 umgestellt. Der Deutsche Bundes- 
tag hat mit dem Zolltarifgesetz vom 27. Juli 1957 
den neuen „Deutschen Zolltarif 1958" beschlossen, 
der am 1. Januar 1958 in Kraft tritt. 

2. Nach dem 1. Dezember 1956 ist auf Grund von 
Beschlüssen des Ministerrates der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl der Zolltarif von 
1951 noch mehrmals geändert worden. Diese Än- 
derungen treten für die Bundesrepublik Deutsch- 
land — ■ mit dem Zolltarif von 1951 — am 31. De- 
zember 1957 außer Kraft. Die einheitliche Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl muß je- 
doch weiterhin gewährleistet sein. Es ist deshalb 
erforderlich, die nach dem 1. Dezember 1956 durch- 
geführten Änderungen des Zolltarifs von 1951, 
deren Weitergelten aus der wirtschaftspolitischen 
Lage der Montan-Union geboten ist, in den Deut- 
schen Zolltarif 1958 überzuleiten. 

3. Die vorliegende Überleitungs-Verordnung für 
Waren der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl erfaßt deshalb grundsätzlich alle nach 
dem 1. Dezember 1956 verordneten Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl. 

4. Es sind dies die 

Dreizehnte Verordnung über Zolltarifänderungen 
zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vom 19. Juli 1957 (BGBl. I S. 765), 

Vierzehnte Verordnung über Zolltarifänderungen 
zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vom 8. August 1957 (BGBL I S. 1124) und die 

Fünfzehnte Verordnung über Zolltarifänderungen 
zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
vom 11. Dezember 1957 (BGBL I S. 1938). 


5. Den Zolltarifänderungen zur Durchführung des 
i Gemeinsamen Marktes der Europäischen Gemein- 
I schaff für Kohle und Stahl in der Dreizehnten und 
; Vierzehnten Verordnung hat der Deutsche Bundes- 
tag zugestimmt. Die parlamentarische Behandlung 
der Fünfzehnten Verordnung über Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl steht noch aus. 

II. 

Neue Zollage für Elektrobleche 

(Zu § 1 Nr. 4 und Nr. 5 Buchstabe f) 

1. Außer der Überleitung der nach dem 1. Dezem- 
ber 1956 durchgeführten Zolltarifänderungen bringt 
die vorliegende Verordnung eine neue Regelung 
für Elektrobleche. Die Neuregelung ist vom Mini- 
sterrat der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl am 19. November 1957 zum 1. Januar 
1958 beschlossen worden. 

2. Hierzu wird im einzelnen ausgeführt: 

Der Bedarf an Elektroblechen mit einem Ummagne- 
tisierungsverlust von 0,75 Watt oder weniger je kg 
konnte bisher aus der Erzeugung der Mitgliedlän- 
der der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl in erforderlicher Menge und Güte nicht ge- 
deckt werden. Derartige Elektrobleche waren des- 
halb — mengenmäßig unbegrenzt — zollfrei. In- 
j zwischen hat die Erzeugung solcher Elektrobleche 
I innerhalb der Montan-Union nach Menge und 
Güte zugenommen. Etwa die Hälfte des Bedarfs 
I kann nunmehr aus der Erzeugung der Mitglied- 
1 Staaten der Montan-Union gedeckt werden. Der 
| Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
j Kohle und Stahl hat deshalb beschlossen, ab 1. Ja- 
nuar 1958 die Zollfreiheit für Elektrobleche mit 
einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 Watt 
oder weniger aufzuheben. Statt dessen werden zoll- 
freie Kontingente in Höhe des Bedarfs, der nicht 
aus der Montan-Union gedeckt werden kann, er- 
richtet. Das Zollkontingent für die Bundesrepublik 
Deutschland beträgt für das erste Halbjahr 1958 
5000 t. 

3. Das neue Zollkontingcnt wird nur für Elektro- 
blectie aus Edelstahl (Tarifnr. 73.15) festgesetzt, da 
es derartige Bleche aus Massenstahl (Tarifnr. 73.13) 
wegen des Siliziumgehalts nicht gibt. Die Tarif- 
stelle für derartige Elektrobleche aus Massenstahl 
bei Tarifnr. 73.13 kann jedoch erst nach einer Än- 
derung der Gemeinsamen Nomenklatur fortfallen. 

4. Außerdem konnte die Bundesrepublik wegen der 
Neuregelung auf das ihr bisher bei den Tarifnrn. 
7313 und 7315 gewährte Zollkontingent für Elektro- 
bleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von 
mehr als 0,75 Watt, jedoch nicht 'mehr als 0,91 Watt 
je kg verzichten. Es fällt deshalb fort. 
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